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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungs- und 
-Versorgungsanpassungsgesetzes 1 996/1 997 


A. Zielsetzung 

Bei den Lohn- und Vergütungstarifverhandlungen zwischen den 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und den öffentlichen 
Arbeitgebern von Bund, Ländern und Gemeinden haben die 
Tarifvertragsparteien folgende Vereinbarung getroffen: 

„Für das Tarifgebiet Bremen werden die Tarifvertragsparteien 
bis zum 1. Oktober 1996 Verhandlungen mit dem Ziel einer Öff- 
nung der Tarifverträge aufnehmen, um durch gesonderte Ver- 
einbarungen Beschäftigungen zu sichern. " 

Diese Tarifverhandlungen wurden am 24. September 1996 aufge- 
nommen. Am 4. Dezember 1996 wurde von der Arbeitgeberseite 
ein Tarifvertragsangebot zur Beschäftigungssicherung im öffent- 
hchen Dienst vorgelegt mit im wesenthchen folgendem Inhalt: 

- Die Tariferhöhung im öffenthchen Dienst Bremens wird in der 
Zeit vom 1. März 1997 bis zum 30. November 1997 ausgesetzt. 

- Zum Ausgleich wird für diese Zeit je ein freier Tag im Mai 1997 
und im November 1997 gewährt (für Lehrkräfte sind die beiden 
zusätzlichen freien Tage durch die Ferien abgegolten). 

- In der Zeit vom 1. März 1997 bis 30. November 1997 sind be- 
triebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen. 

Nach einer dem Gebot beigefügten Niederschriftserklärung er- 
warten die Tarifparteien u. a. weiter, daß 

- die Regelungen des Tarifvertrages auch für die Beamtinnen und 
Beamten ab Besoldungsgruppe A 8 übertragen werden, 

- während der Laufzeit des Tarifvertrages über die in der Perso- 
nalentwicklungsplanung 1997 vorgesehene Reduzierung von 
400 Stellen hinaus kein weiterer Stellenabbau stattfindet und 
Besetzungssperren nicht vorgenommen werden. 

Zur Sicherstellung der Gleichbehandlung aller Bediensteten der 
Freien Hansestadt Bremen ist es erforderhch, die rechthchen Vor- 
aussetzungen für eine Aussetzung der Besoldungsanpassung der 
Beamten zu schaffen. 
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B. Lösung 

Änderung des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungs- 
gesetzes 1996/1997 mit dem Ziel einer landesrechüichen Ermäch- 
tigung zur Aussetzimg der Besoldungsanpassung, 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund, den Ländern und Kom- 
munen keine zusätzhchen Kosten, Die Personalkostenerspamisse 
der Freien Hansestadt Bremen sind zur Sicherung von Beschäfti- 
gung im öffentlichen Dienst erforderhch. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19, März 1997 

031 (132) -225 00- Bu 209/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs, 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 708. Sitzung am 31. Januar 1997 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungs- und 
-Versorgungsanpassungsgesetzes 1 996/ 1 997 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungs- und 
-Versorgungsanpassungsgesetzes 1996/1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In Artikel 1 des Bundesbesoldungs- und -versor- 
gungsanpassungsgesetzes 1996/1997 vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) wird nach Absatz 5 folgender Absatz 6 ange- 
fügt: 

„ (6) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 und 
Absatz 2 wird die Landesregierung der Freien Hanse- 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigung der Landes- 
regierung der Freien Hansestadt Bremen, mit dem 
Ziel der Beschäftigungssicherung die prozentuale 
Besoldungsanpassung ab 1. März 1997 befristet aus- 
zusetzen, wenn und soweit durch landesrechüiche 
Regelung die Arbeitszeit der Beamten oder der regel- 
mäßige Dienst der Richter in entsprechendem Um- 
fang ermäßigt wird. 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Nachdem eine tarifvertraghche Regelung für das 
Tarifgebiet Bremen nicht zustande gekommen ist, ist 
nach Auffassung der Bundesregierung im Hinbhck 
auf den Gleichklang von Tarif und Besoldung die 
Grundlage für einen entsprechenden besoldungs- 
gesetzhchen Nachvollzug entfallen, die Landesregie- 
rung der Freien Hansestadt Bremen zur befristeten 
Aussetzung der prozentualen Besoldungsanpassung 
ab 1. März 1997 zu ermächtigen. 


Stadt Bremen ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die prozentuale Anpassung für einen Zeitraum von 
längstens neun Monaten auszusetzen, wenn und so- 
weit die regelmäßige Arbeitszeit der Beamten oder 
der regelmäßige Dienst der Richter durch Rechtsver- 
ordnung in einem Umfang ermäßigt wird, der der 
Höhe der Besoldungsanpassung entspricht. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Die Aussetzung der Besoldungsanpassung soll bei 
der Gewährung der jährhchen Sonderzuwendung 
keine Berücksichtigung finden. 


Zu Artikel 2 

Regelung zum Inkrafttreten. 


Durch die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung 
des Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpas- 
sungsgesetzes 1996/1997, die Besoldungsanpassung 
für die bremischen Beamten und Richter um läng- 
stens neun Monate zu verschieben, ergeben sich 
weder für den Bund noch für die Länder zusätzliche 
Kosten. Daher sind weder preisliche Auswirkungen 
noch Kosten für die Wirtschaft zu erwarten. 
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